Offentliche Konsultation:

Tariftreue bei offentlichen
Auftragen des Bundes

Anlass und Ziel der Konsultation

Der zwischen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP vereinbarte Koalitionsvertrag ,,Mehr Fortschritt wagen“ hat das
Ziel, die Tarifautonomie, die Tarifpartner und die Tarifbindung zu stdrken, damit faire Léhne in Deutschland bezahlt wer-
den - dies beférdert auch die nétige Lohnangleichung zwischen Ost und West. Zur Starkung der Tarifbindung, des fairen
Wettbewerbs und der sozialen Nachhaltigkeit soll die 6ffentliche Auftragsvergabe des Bundes an die Einhaltung eines
reprasentativen Tarifvertrages der jeweiligen Branche gebunden werden, wobei die Vergabe auf einer einfachen, unbiiro-
kratischen Erklarung beruhen soll.

Die Landesvergabegesetze einiger Bundeslander machen die Vergabe eines 6ffentlichen Auftrages bereits von der Ein-
haltung der einschldgigen tarifvertraglichen Standards abhangig. Fiir die Vergaben des Bundes gibt es bislang keine ent-
sprechenden Vorgaben. Arbeitsbedingungen nach Tarifvertragen sind von nicht tarifvertragsgebundenen Unternehmen
bei der Ausfiihrung 6ffentlicher Auftrage des Bundes demnach nur einzuhalten, soweit sie nach dem Tarifvertragsgesetz
oder dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz fiir allgemeinverbindlich erkldrt worden sind.

Mit der Bundestariftreueregelung will kiinftig auch der Bund bei der Vergabe seiner 6ffentlichen Auftrage eine Vorbild-
rolle einnehmen. Durch die Bindung an die Einhaltung eines reprasentativen Tarifvertrags soll sichergestellt werden,
dass fir tarifgebundene und tarifungebundene Unternehmen bei der Vergabe eines 6ffentlichen Auftrags vergleichbare
Wettbewerbsbedingungen gelten. Zugleich soll damit gewahrleistet werden, dass die an der Ausfiihrung eines 6ffent-
lichen Auftrags beteiligten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu fairen Standards beschéftigt werden. Gute Arbeits-
bedingungen sind ein wichtiger Baustein fiir eine sozial nachhaltige Auftragsvergabe und starken zudem die Qualitét der
erbrachten Leistungen.

Betroffenen Organisationen, Unternehmen und Verbinden sowie interessierten Biirgerinnen und Biirgern wird im Rah-
men des digitalen 6ffentlichen Konsultationsverfahrens die Moglichkeit gegeben, ihre Einschiatzungen und Ideen friih-
zeitig, transparent und biirokratiearm (iber das bereitgestellte PDF-Formular einbringen zu kénnen. Die Bundesministeri-
en erhoffen sich durch das Konsultationsverfahren Einblicke in die Bediirfnisse und Meinungen unterschiedlicher Akteure
zu gewinnen. Die Stakeholder kdnnen so die Méglichkeit erhalten, ihr Wissen, ihre Erfahrungen und ihre Erwartungen zu
teilen und dazu beitragen, dass der Gesetzeszweck effektiv erreicht und den Beddirfnissen der Praxis hinreichend Rech-
nung getragen wird. Die Antworten flieBen in die Erarbeitung eines gemeinsamen Gesetzentwurfes durch das Bundes-
ministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz und das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales ein.

Informationen zum Ablauf der Konsultation

Die Konsultation findet in einem festgelegten Zeitraum statt.

Wenn Sie eine Stellungnahme im Rahmen der Konsultation abgeben méchten, senden Sie das ausgefiillte PDF-Formular
bitte per E-Mail an tariftreue.konsultation_bmwk@bmas.bund.de

Weiterfiihrende Information finden Sie auf den Internetseiten www.bmas.bund.de und www.bmwk.bund.de. Bitte beach-
ten Sie die dort hinterlegten Hinweise zur Veréffentlichung von eingesandten Stellungnahmen und zum Datenschutz.
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Fragebogen

Angaben zu Ihrer Person und Organisation

Name: ‘Kbrzell Vorname: ‘Stefan

Name der Organisation: Deutscher Gewerkschaftsbund DGB Bundesvorstand

PLZ: ‘10178 Sitz/Wohnort: ‘Berlin

Art der Organisation: Kammer/Verband/NGO/Gewerkschaft

Fragen

1. Welche Erwartungen verbinden Sie mit einer Tariftreueregelung fiir Vergaben des Bundes und welchen Stellen-
wert hat eine solche Regelung bei der Starkung der Tarifbindung beziehungsweise der Schaffung von Wettbewerbs-
gleichheit zwischen den Bietern?

Die Bundestariftreueregelung ist eine Mal3nahme zur Starkung der Tarifbindung, indem sie durch die Schaffung
gleicher Wettbewerbschancen Sozial- und Lohndumping maf3geblich zu unterbinden hilft. Werden Bieter*innen auf
die Einhaltung des maRgeblichen Tarifvertrags verpflichtet, starkt dies mittelbar dessen Geltung und die vorhandenen
Arbeitsstandards in der jeweiligen Branche. Wenn der Staat seiner Vorbildfunktion gerecht wird und die Bedeutung
von Tarifvertragen unterstreicht, wird dies auch auf die Privatwirtschaft ausstrahlen.

Um dieses Ziel zu erreichen, muss als Grundlage der Auftragsvergabe die Einhaltung des in seinem Geltungs- und im
Ausschreibungsbereich malRgeblichen Tarifvertrags gefordert werden. Dies sind i.d.R. Flachentarifvertrage. In Fallen, in
denen Haustarifvertrage als maf3geblich fiir eine Branche angesehen werden und mehrere Betriebsstandorte betreffen
(z. B. Deutsche Bahn AG fiir den Eisenbahnsektor), miissen auch Haustarifvertrage zur Anwendung kommen.

2. In welchen Branchen bzw. Wirtschaftszweigen halten Sie die Einfiihrung einer Tariftreueregelung fiir 6ffentliche
Auftrige des Bundes fiir besonders geboten?

Uberall dort, wo der Bund 6ffentliche Auftrage und Konzessionen vergibt, muss die Regelung zur Anwendung
kommen. Auf eine branchenibergreifende Formulierung fir Bau-, Dienst- und Lieferleistungen mit niedrigen
Schwellenwerten ist zu achten.

Relevant ist die Definition des ,,Offentlichen Auftraggebers* des § 99 GWB, zu der auch Sektorenauftraggeber im Sinne
von § 100 GWB sowie Konzessionsgeber im Sinne von 101 GWB zéhlen. Ausdriicklich einbezogen sein missen
nachgeordnete Behorden des Bundes, Anstalten, Kérperschaften und Einrichtungen 6ffentlichen Rechts (z. B.
Deutsche Rentenversicherung, Bundesagentur fiir Arbeit, Deutsche Welle etc.) sowie Unternehmen, an denen der
Bund eine Mehrheitsbeteiligung hélt, beziehungsweise diese finanziell férdert. Zum Anwendungsbereich gehort auch
die Vergabe von Wirtschafts- und Kulturférderung sowie die Vergabe von Forschungs- und Weiterbildungsgeldern.

3. Welche tariflichen Arbeitsbedingungen (zum Beispiel Entlohnung, Arbeitszeit, Urlaubsanspriiche) sollte eine
Tariftreueregelung des Bundes nach ihrer Auffassung mindestens umfassen?

Das gesamte Tarifsystem des jeweiligen Tarifvertrags ist anzuwenden. Neben der Anwendung des ganzen Tarifgitters
inklusive Zulagen, Zuschlage und Sonderzahlungen sind auch die Arbeitszeit- und Urlaubsregelungen sowie
Regelungen zur Beschéftigungssicherung und zur Personalliberleitung zu beriicksichtigen.

Als Vorbild kann hier das Tariftreue- und Fairer-Lohn-Gesetz des Saarlandes dienen, das zumindest die Einhaltung der
Entlohnung inklusive Zulagen, Zuschlage und Sonderzahlungen sowie die Arbeitszeit- und Urlaubsregelungen
vorsieht.

Fir den Fall, dass kein mal3geblicher Tarifvertrag vorliegt, greift ein vergabespezifischer Mindestlohn in H6he von
13,50 Euro, der dynamisch anzupassen ist.




4. Welche praktischen Herausforderungen sehen Sie fiir die Umsetzung der Tariftreue im Vergabeverfahren und
welche Vorkehrungen kénnen ergriffen werden, um die Regelung biirokratiearm und praktisch handhabbar zu
gestalten?

1) Zeitliche Verzdgerungen in der Umsetzung lie3en sich vermeiden, indem im Falle der Umsetzung per
Rechtsverordnungen diese sukzessive Branche flr Branche anhand anstehender Vergabeverfahren erlassen werden.
2) Die Vorgaben im Vergabeverfahren sollten fur alle Beteiligten einfach, verstandlich, klar definiert und prifbar sein.
3) Inwieweit Praqualifizierungs-Verfahren zum Ziel beitragen, die Tarifbindung zu stérken und Vergabeprozesse zu
erleichtern, sollte branchenbezogen geprift werden.

4) In der Baubranche hat sich das PQ-Verfahren bewahrt. Allerdings muss die Tariftreue vorher in das PQ-Verfahren
integriert werden. Denn das PQ-Verfahren in seiner aktuellen Ausgestaltung in der VOB/A beinhaltet noch nicht die
Prufung der Tariftreue der antragstellenden Unternehmen. Hierfiir sind die Eignungskriterien in der VOB/A fur
Bauleistungen anzupassen.

5) Unbedingt ist auf ein Schulungs- und Beratungsangebot fiir Vergabestellen zu achten.

5. Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund die Méglichkeit, die Anwendung der Tariftreueregelung erst ab
einem bestimmten Schwellenwert verbindlich zu machen? Woran sollte sich dieser Schwellenwert Ihres Erachtens
orientieren?

Soll die Tariftreueregelung effektiv sein und ihr Ziel erreichen, muss sie einen breiten Geltungsbereich aufweisen und
fiir entsprechend viele Auftrage gelten. Sollten Schwellenwerte gelten, sind sie daher niedrig anzusetzen.

In den Bundeslandern gibt es hierfur Positivbeispiele - Brandenburg veranschlagt 10.000 Euro bei Bau- und 5.000 Euro
bei Dienst- und Lieferleistungen.

6. Welche Moglichkeiten sollen Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer des Bundes erhalten, um nachweisen zu
kénnen, dass bei der Auftragsausfiihrung die Tariftreue eingehalten wurde?

Eigenerklarungen der Unternehmen diirfen zum Nachweis der Tariftreue nicht ausreichen. In jedem Fall braucht es
regelméfige Kontrollen und bei VerstoR entsprechende Sanktionen.

Wie effektive Nachweismoglichkeiten zum Zeitpunkt vor der Auftragsvergabe (insbesondere fiir originér
tarifgebundene Unternehmen) geschaffen werden kénnen, muss erdrtert werden.




7. Welche Elemente einer Tariftreueregelung sind aus Ihrer Sicht von besonderer Bedeutung, um die mit dem Vor-
haben verfolgten Ziele (vor allem Stirkung der Tarifbindung, Verbesserung der Arbeitsbedingungen, fairer Wettbe-
werb) effektiv zu erreichen (Mehrfachnennung méglich)?

Moglichst weiter Anwendungsbereich

Berlicksichtigung bestehender Tarifstrukturen

Erstreckung der Regelung auf Unterauftragnehmer

Schaffung zivilrechtlicher Anspriiche zugunsten der Beschaftigten
Abschreckende Sanktionen und konsequente Kontrollmechanismen
| ] Sonstiges: ‘

Begriindung:

Bestehende Tarifstrukturen: Die Tariftreue muss sich nach dem malgeblichen Tarifvertrag der Branche richten. Dies
kann auch ein Haustarifvertrag sein, wenn dieser als mafigeblich fur die Branche angesehen wird und fiir mehrere
Standorte gilt. Es ist im Zweifel die fiir die Beschaftigten jeweils glinstigste Regelung zur Anwendung zu bringen.

8. Welche konkreten Sanktionsméglichkeiten (zum Beispiel Ausschluss von kiinftigen Vergaben, Vertragsstrafen,
BuRgelder) sind nach Ihrer Auffassung geboten, um Verst6Re gegen die Tariftreue moglichst effektivahnden zu
kénnen und warum?

Mindestens die nach bestehendem Recht bereits vorhandenen vergabespezifischen Sanktionen sind explizit ins Gesetz
aufzunehmen. Hierzu gehdren neben BufRgeldern, Vertragsstrafen (z. B. 5 - 10 % des Auftragsumfangs) und
Sonderkiindigungsrecht fir Auftraggeber auch der Ausschluss von kiinftigen Vergabeverfahren und die Eintragung in
das Wetthewerbsregister bei VerstoR gegen die Tariftreuevorgaben.

Damit Sanktionen eine abschreckende Wirkung entfalten und das Gesetz nicht "zahnlos" bleibt, ist im Gesetz explizit
die Pflicht zur Durchfuhrung von regelméfigen Kontrollen vorzusehen, die auch eine Mindestprufquote beinhalten
muss.

9. Haben Sie noch weitere Anmerkungen zur Tariftreue?

Eine Antragstellung der tarifschlieBenden Parteien zur Aufnahme in die Vergabeverordnung bedarf es nicht.

Es ist darauf zu achten, dass inhaltliche Anderungen im jeweils anzuwendenden TV auch wéhrend der Laufzeit eines
offentlichen Auftrages vom Auftragnehmer nachvollzogen werden.

Bei Dienstleistungsvergaben ist grundsétzlich daflr zu sorgen, dass bei Neuvergaben bisherige Beschéftigte zu
mindestens den bisherigen Konditionen tibernommen werden.

Die Tariftreue muss auch fur Sub-Unternehmen gelten. Kommen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeiter zum
Einsatz, sind diese vom Verleiher ebenfalls nach den Regelungen zur Tariftreue zu entlohnen. Untervergabeketten sind
zu beschrénken.

Es ist darauf zu achten, dass Tariftreuevorgaben auch hinsichtlich des Einsatzes von Honorarkréften und
Soloselbststédndigen wirken. Bei der Vergabe von Auftrdgen im Fort- und Weiterbildungsbereich sollten z. B.
Honorarkréfte tiber eine entsprechende Festlegung von Mindesthonoraren vor Niedrigléhnen geschitzt werden. So
soll verhindert werden, dass die Auftragnehmer*innen durch den Einsatz von Soloselbstandigen anstelle von
Arbeitnehmer*innen die Tariftreuevorgaben umgehen.

Eine zentrale Kontroll- und Beratungsstelle sollte eigenstandig Kontrollen durchfihren und Vergabestellen bei der
Umsetzung der Tariftreue beraten. Kontrollorgane missen mit ausreichend Personalkapazitéten ausgestattet sein.

Vielen Dank fiir ihre Teilnahme.
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In den Bundesländern gibt es hierfür Positivbeispiele - Brandenburg veranschlagt 10.000 Euro bei Bau- und 5.000 Euro bei Dienst- und Lieferleistungen.
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Damit Sanktionen eine abschreckende Wirkung entfalten und das Gesetz nicht "zahnlos" bleibt, ist im Gesetz explizit die Pflicht zur Durchführung von regelmäßigen Kontrollen vorzusehen, die auch eine Mindestprüfquote beinhalten muss.
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Bei Dienstleistungsvergaben ist grundsätzlich dafür zu sorgen, dass bei Neuvergaben bisherige Beschäftigte zu mindestens den bisherigen Konditionen übernommen werden.

Die Tariftreue muss auch für Sub-Unternehmen gelten. Kommen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeiter zum Einsatz, sind diese vom Verleiher ebenfalls nach den Regelungen zur Tariftreue zu entlohnen. Untervergabeketten sind zu beschränken.
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